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(Nr. 14252.) Erlaß über die Abgrenzung der Zuſtändigleit auf dem Gebiete des Arbeitsſchutzes, der 
Gewerbeaufſicht und wirtſchaftlich⸗techniſcher Angelegenheiten. Vom 2. Mai 1935. 


Zum Zwecke der Abgrenzung der Zuſtändigkeit zwiſchen dem Reichs⸗ und Preußiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsminiſter und dem Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſter beſtimme ich folgendes: 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Arbeitsminiſter iſt zuſtändig für die Angelegenheiten des Arbeits⸗ 
ſchutzes einſchließlich der Organiſations⸗, Haushalts⸗ und Perſonalangelegenheiten der Gewerbe⸗ 
aufſicht. a o og a, 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter iſt zuſtändig für wirtſchaftlich⸗techniſche 
Angelegenheiten einſchließlich der Genehmigung und Zulaſſung gewerblicher Anlagen und des 
Dampfkeſſelweſens. f N ’ 

Das Nähere wegen der Abgrenzung der Zuftändigfeiten und wegen der Überleitung beſtimmen 
die genannten Miniſter im gegenſeitigen Einvernehmen. 


Berlin, den 2. Mai 1935. 


(Siegel.) Der Führer und Reichskanzler. 
f Adolf Hitler. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Der Reichs⸗ und Preußiſche 
Wirtſchaftsminiſter. Arbeitsminiſter. 

Mit der Führung der Geſchäfte beauftragt: 
Hjalmar Schacht. f Franz Seldte. 


Präſident des Reichsbankdirektoriums. 


(Nr. 14253.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten 
und Lehrperſonen (Unterbringungsgeſetz) vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S. 63). 
Vom 21. Mai 1935. n 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 
Das Geſetz über die Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen 
(Unterbringungsgeſetz) wird wie folgt geändert: N a ö 
. N 3 I. 3 
Sms 2 fällt Abſ. 1 fort. i id Bin eee 22900 
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I 
§ 9 wird durch folgenden Abſ. 4 ergänzt: 
(4) In der Bewerberliſte find zu ſtreichen: 

1. Beamte, die untergebracht ſind; 

2. Beamte, die auf Anforderung des Fürſorgeamts den Nachweis ihrer Dienſtfähigkeit 
durch Vorlage des Zeugniſſes eines im Reichs- oder Landesdienſt ſtehenden 
beamteten Arztes binnen Monatsfriſt nicht führen; 

Beamte, die die Altersgrenze erreicht haben; 

4. Beamte, die zehn Jahre nach ihrer Verdrängung noch nicht haben untergebracht 
werden können; 

5. Beamte, die ſich im Ausland in einer den deutſchen Intereſſen abträglichen Weiſe 
betätigt oder ſich eines Verhaltens ſchuldig gemacht haben, das nach den deutſchen 
Dienſtſtrafvorſchriften die Entlaſſung aus dem Staatsdienſte hätte nach ſich ziehen 
können. 


co 


III. 
Im § 10 Abſ. 2 erhält Satz 1 im Eingang folgende Faſſung: 
Sit ein nach dieſem Geſetz übernommener Beamter, der bei der Einſtellung das 
40. Lebensjahr vollendet hatte, infolge der Erreichung der Altersgrenze in den Ruheſtand 
getreten oder auf Grund der SS 3, 4 und 6 des Geſetzes zur Wiederherſtellung des Berufs⸗ 
beamtentums oder wegen Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand verſetzt oder entlaſſen 
worden, ſo übernimmt der Staat 


IV. 
§ 11 erhält folgende Faſſung: 
8 11. 

Das Fürſorgeamt beſteht aus dem Leiter, ſeinem Stellvertreter, zwei Beigeordneten 
und zwei Stellvertretern, die vom Miniſterpräſidenten auf Vorſchlag des Miniſters des 
Innern bis auf Widerruf ernannt werden. 

Die Geſchäfte des Fürſorgeamts führt der Leiter. Er entſcheidet über alle bei der 
Durchführung dieſes Geſetzes beſtehenden Streitigkeiten endgültig mit Ausnahme der 
im § 12 bezeichneten Angelegenheiten. An Weiſungen von Verwaltungsbehörden iſt er 
nicht gebunden. 


Der Leiter muß die Beigeordneten hören vor der Entſcheidung über die Ablehnung 
eines Antrags auf Eintragung in die Bewerberliſte und über die Streichung in der 
Bewerberliſte, ſoweit dieſe auf Grund des § 9 Abſ. 4 Ziffer 5 erfolgt. 


ö 5 W. 
§ 12 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Gegen Entſcheidungen, welche die Kündigung einer Stelle (§ 2), die Anmeldepflicht 
einer Stelle durch die Anſtellungsbehörde ($ 4), den Anſpruch auf Eintragung eines 
Bewerbers (§ 5), die Annahmepflicht einer zugewieſenen Stelle durch den Bewerber 
ſowie den Verluſt des Anſpruchs auf Fürſorge durch einen Bewerber (§ 7 und § 9 Abſ. 1 
bis 3), die Streichung in der Bewerberliſte nach §S I Abſ. 4 Ziffer 5, die Beteiligung der 
Anſtellungsbehörde an den Umzugskoſten (§ 10) und die Inanſpruchnahme einer entgegen 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſetzten Stelle betreffen (§ 15), findet inſoweit die 
Beſchwerde an das Oberfürſorgeamt in Berlin ſtatt. 


VI. 
Der § 13 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
(3) An die Stelle des Fürſorgeamts ($ 3) tritt ein beſonderes „Fürſorgeamt für Lehr⸗ 
perſonen“ mit dem Sitze in Berlin. Für dieſes finden die Vorſchriften des § 11 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß es aus einem Leiter, einem Stellvertreter und zwei Beige⸗ 
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ordneten und ebenſovielen Stellvertretern beſteht, die vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung bis auf Widerruf ernannt werden. 


VII. 
§ 14 erhält folgende Faſſung: 
§ 14. 

Das Oberfürſorgeamt beſteht aus dem Vorſitzer, ſeinem Stellvertreter, zwei Bei⸗ 
ſitzern und ebenſovielen Stellvertretern, die vom Miniſterpräſidenten auf die Dauer 
ihres Hauptamts ernannt werden. Der Vorſitzer und ſein Stellvertreter müſſen Senats⸗ 
präſidenten des Oberverwaltungsgerichts, die Beiſitzer und ihre Stellvertreter müſſen 
ordentliche Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts ſein. Ihre Ernennung erfolgt auf 
Vorſchlag des Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts. 

Der Vorſitzer entſcheidet nach Anhörung der Beiſitzer; er regelt die Geſchäfts⸗ 
ordnung des Oberfürſorgeamts. 

5 VIII. 
§ 16 wird durch folgenden Abſ. 3 ergänzt: a 

(3) Das Geſetz kann auf Anordnung des Minifter des Innern ferner auf mittel- 
bare Staatsbeamte, Lehrperſonen und Angeſtellte angewendet werden, die ſeit dem 
1. Oktober 1933 aus den abgetrennten Landesteilen verdrängt worden ſind oder noch 
verdrängt werden und nach dem bisher geltenden Rechte noch nicht fürſorgeberechtigt ſind. 


Artikel 2. 
Die Vorſchriften des Artikels 1 dieſes Geſetzes mit Ausnahme der den § 2 Abſ. 1 betreffenden 
Vorſchrift treten mit der Verkündung des Geſetzes in Kraft. Die den § 2 Abſ. 1 betreffende Vor⸗ 
ſchrift gilt mit Wirkung vom 1. Oktober 1934 ab. g 


Berlin, den 21. Mai 1935. 


Siegel. Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. R u ſt Frick. 


zugleich für den Finanzminiſter. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 21. Mai 1935. an 
Der Preußiſche Minifterpräfident. 


Göring. 


(Nr. 14254.) Polizeiverordnung zur zweiten Anderung der Polizeiverordnung über die Errichtung 
1 1005 Kleinſiedlerſtellen vom 4. Dezember 1931 (Geſetzſamml. S. 255). Vom 
. Mat 1935. 


Auf Grund des 8 25 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. ©. 77) 
wird im Benehmen mit dem Miniſter des Innern für das Land Preußen folgende Polizeiver⸗ 
ordnung erlaſſen: g 

Die Polizeiverordnung des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt vom 4. Dezember 1931 
(Geſetzſamml. S. 255) wird mit Wirkung vom 1. Januar 1935 an wie folgt geändert: 
1. § 1 erhält folgende Faſſung: 
f 8 1. 5 
Dieſe Verordnung gilt für Bauten, die als Kleinſiedlungen nach Maßgabe der 
Verordnung zur vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und Bereitſtellung von Kleingärten für 
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Erwerbsloſe vom 23. Dezember 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 790) oder der Verordnung a 
über die weitere Förderung der Kleinſiedlung, insbeſondere durch Übernahme von 
Reichsbürgſchaften vom 19. Februar 1935 (Reichsgeſetzblö P S. 341) anerkannt find. 

2. Im § 9 wird die Zahl „1934“ durch „1936“ erſetzt. 


Berlin, den 7. Mai 1935. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8.2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Miniſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit Nr. 6 iſt auf S. 125 eine Verordnung des Miniſters 
für Wirtſchaft und Arbeit vom 19. März 1935 — V 3961/35 — über die Zuſtändigkeit der in Preußen 
bei Eintragung und Löſchung in der Handwerksrolle im Einſpruchsverfahren entſcheidenden Behörden 
($ 9 Abl. 1 der Dritten Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerkes vom 
18. Januar 1935 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 15 —) veröffentlicht. nie Verordnung iſt am 14. April 1935 
in Kraft getreten. 


Berlin, den 3. Mai 1935. 
Reichs⸗ und Preußiſches Wirtſchaftsminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Befeges vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. März 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Großenborau zur 
Herſtellung eines Lichtſtreifens zu beiden Seiten der Kunſtſtraße von Rückersdorf nach 
Großenborau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 13 S. 56, ausgegeben am 30. März 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. März 1935 | 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Geſſel zum Bau einer Land⸗ 
ſtraße von Syke nach Geſſel 

durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 14 S. 52, ausgegeben am 6. April 1935; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. April 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Hersfeld zum Bau des Kreis⸗ 
verwaltungsgebäudes 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 17 S. 96, ausgegeben am 27. April 1935; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. April 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Halle ſche Pfännerſchaft, Abteilung der 
Mansfeld A.⸗G. für Bergbau und Hüttenbetrieb, in Halle (Saale) zum Erwerb von 
Parzellen in der Gemarkung Senftenberg zur Fortführung des Braunkohlenbergwerkes 
Friedrich⸗Ernſt bei Senftenberg 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 17 S. 111, ausgegeben am 27. April 1935; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. April 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Märkiſche Elektrizitätswerk A.⸗G. in 
Berlin zum Bau einer 100 000 Volt⸗Doppelleitung zur Übertragung elektriſcher Energie 
wiſchen Wildau und Hennigsdorf 
durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 19 S. 87, ausgegeben am 11. Mai 1935. 
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